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 Ü b e r s i c h t  Stand am 14. Juni 2012 
 
 
 
 

 

Gesetz 

vom 19. November 1997 

über die Universität 

 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrats vom 2. April 1996; 

auf Antrag dieser Behörde, 

 

 

Gesetz 

vom     

zur Änderung des Gesetzes über die Universität  

 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf Artikel 65 der Freiburger Kantonsverfassung vom 16. Mai 2004; 

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrats vom…; 

auf Antrag dieser Behörde, 

 

beschliesst: 

 

 beschliesst: 
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1. KAPITEL 

Allgemeine Bestimmungen 

  

Art. 1 Auftrag 

Die Universität hat den Auftrag: 

a) wissenschaftliche Erkenntnisse mit Objektivität und Toleranz zu vermitteln und zu 
fördern; 

b) bei den Studierenden, Forschenden und Lehrenden das Verantwortungsbewusstsein 
gegenüber dem Menschen, der Gesellschaft und der Umwelt zu stärken, und 

c) zur kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der Gesellschaft beizutra-
gen. 

 

 
 

Art. 2 Erfüllung des Auftrags 
1 Die Universität erfüllt diesen Auftrag wie folgt: 

a) Sie vermittelt einen Unterricht, der durch den Erwerb von vertieften Kenntnissen auf 
einem spezifischen Gebiet, durch eine breitere Allgemeinbildung und die Entwick-
lung eines methodischen, kritischen und ethischen Denkens auf Berufe und Tätigkei-
ten vorbereitet, die eine höhere Ausbildung verlangen. 

b) Sie trägt mit Hilfe der Forschung und einer angemessenen Verbreitung der Resultate 
dazu bei, die wissenschaftlichen Erkenntnisse zu mehren. 

c) Sie sorgt für wissenschaftlichen Nachwuchs. 

d) Sie trägt zur Weiterbildung auf Universitätsstufe bei. 
2 Die Universität fördert die Zusammenarbeit und die Interdisziplinarität in Forschung 
und Lehre sowie das Nachdenken über die Bedingungen und Folgen der wissenschaftli-
chen Forschung. 
3 Sie stellt ihre mit Lehre und Forschung verbundenen Dienste den öffentlichen Einrich-
tungen und Dritten zur Verfügung. Sie unterstützt Institutionen der Erwachsenenbildung, 
die nicht auf Gewinn ausgerichtet sind. 

 

 
 

Art. 3 Status 
1 Die Universität ist eine juristische Person öffentlichen Rechts. 
2 Sie ist im Rahmen des Gesetzes autonom. 
3 Sie hat ihren Sitz in Freiburg. 
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Art. 4 Aufsicht 
1 Die Universität steht unter der Aufsicht des Staatsrates; dieser übt die Aufsicht durch 
die Direktion, die für die Angelegenheiten der Universität zuständig ist 1) (die Direktion), 
aus. 
2 Der Staatsrat kann beratende Kommissionen beiziehen. 

1) Heute: Direktion für Erziehung, Kultur und Sport. 

 

 
 

Art. 5 Akademische Freiheit 

Die Lehr- und Forschungsfreiheit ist im Rahmen des Gesetzes und des Auftrags der 
Universität gewährleistet. 

 

 
 

Art. 6 Sprachen 
1 Französisch und Deutsch sind die Sprachen in Lehre und Verwaltung. 
2 Die Fakultäten können andere Unterrichtssprachen zulassen. 
3 Die Universität begünstigt und fördert das Verständnis zwischen Personen aus den 
verschiedenen Sprachgebieten und Kulturkreisen; insbesondere fördert sie zweisprachige 
Studien in Französisch und Deutsch. 

 

 
 

Art. 7 Zusammenarbeit 

Im Hinblick auf eine angemessene Koordination von Lehre und Forschung arbeitet die 
Universität mit den anderen Hochschulen und mit den regionalen, nationalen und inter-
nationalen Organen der Hochschulpolitik zusammen. 

 

 
 

Art. 8 Finanzierung 
a) Allgemeines 

1 Der Staat stellt der Universität die für den Betrieb und die Entwicklung nötigen Mittel 
zur Verfügung. 
2 Die Finanzierung der Universität ist gewährleistet durch die Beiträge des Kantons und 
des Bundes, die Beiträge der anderen Kantone sowie die eigenen Mittel und die Zuwen-
dungen Dritter. 
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Art. 9 b) Budget 
1 Nach Prüfung der universitären Mehrjahresplanung beschliesst der Staatsrat auf Antrag 
der Direktion das Globalbudget für den Betrieb und die Entwicklung der Universität. 
Nach demselben Verfahren beschliesst er die Investitionskredite. 
2 Im Rahmen dieses Globalbudgets arbeitet die Universität einen Budg tvorschlag aus. 
3 Die Universität verfügt im Rahmen der Gesetzgebung über das Staatspersonal und des 
Leistungsauftrags frei über das Globalbudget und ihr Budget. Abweichungen vom Prin-
zip der Jährlichkeit und der Spezifikation des Budgets sind möglich. 
4 Die budgetären Zuständigkeiten des Grossen Rates bleiben vorbehalten. 

 

 Art. 9  b) Budget und Zielvereinbarung 
1 Alle fünf Jahre vereinbaren der Staat und die Universität die Zielsetzungen der Univer-
sität, die Rahmenbedingungen für deren Erreichung, die zur deren Finanzierung benötig-
ten Mittel sowie die Methoden und Kriterien, mit denen geprüft werden kann, ob diese 
Ziele erreicht worden sind. Auf der Grundlage dieser Mehrjahresplanung schliessen sie 
eine Zielvereinbarung ab. In der Zielvereinbarung legt der Staatsrat die jährlichen Glo-
balbudgets für den Betrieb und die weitere Entwicklung der Universität fest. In gleicher 
Weise beschliesst er die Investitionskredite.  
2 Im Rahmen dieses Globalbudgets arbeitet die Universität einen Budgetvorschlag aus. 
3 Die Universität kann im Rahmen der Gesetzgebung über das Staatspersonal und der 
Zielvereinbarung frei über das Globalbudget und ihr Budget verfügen. Abweichungen 
vom Jährlichkeits- und vom Spezifikationsprinzip des Budgets sind möglich. 
4 Die budgetären Zuständigkeiten des Grossen Rates bleiben vorbehalten. 
5 Das Rektorat der Universität legt dem Staatsrat einen Bericht über die Ausführung der 
Zielvereinbarung vor. 
6 Die Universität erarbeitet regelmässig einen Strategieplan mit einem Planungshorizont 
von zehn Jahren, der dem Staatsrat zur Kenntnisnahme unterbreitet wird. 

Art. 10 c) Universitätsfonds 
1 Die Universität kann Zuwendungen mit oder ohne besondere Zweckbestimmung entge-
gennehmen. 
2 Die Fonds in ihrem Eigentum verwaltet sie unter der Kontrolle eines unabhängigen 
Organs selber. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Art. 10a (neu) d) Innovations- und Entwicklungsfonds 

Die Universität richtet einen Fonds zur Innovations- und Entwicklungsförderung ein. 
Dieser Fonds, dessen Obergrenze im entsprechenden Reglement festgelegt ist, wird 
durch das ordentliche Staatsbudget gespiesen sowie durch die Hälfte des nicht verwende-
ten Anteils des Jahresbudgets, das der Universität verbleibt. 

Art. 10b (neu) Gebühren 
1 Die Universität veranlagt für ihre Leistungen in Zusammenhang mit der Einschreibung 
und den Prüfungen sowie für ihre besonderen Leistungen Gebühren und zieht diese auch 
ein.  
2 Die Universität veranlagt Gebühren für ihre Leistungen auf dem Gebiet der Weiterbil-
dung und zieht diese auch ein. Die Gebühren sind so festzusetzen, dass zumindest die 
Aufwendungen gedeckt sind; sie können jedoch an die Preise angepasst werden, die üb-
licherweise für vergleichbare Leistungen verlangt werden. 
3 Sie kann dabei den ausserkantonalen Wohnsitz der Studierenden berücksichtigen.  
4 Der Staatsrat legt die Einschreibegebühr fest. 
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Art. 10c Verwertung der Kenntnisse 
a) Geistiges Eigentum 

1 Erfindungen von Universitätsmitarbeitern gehören der Universität. Der Erfinder erhält 
eine angemessene Entschädigung, wenn die Nutzung der Erfindung gewinnbringend ist. 
2 Die Anstellungsbedingungen halten fest, dass alle Rechte der Mitarbeiter an allfälligen 
Erfindungen an die Universität abgetreten werden. 
3 Wenn die Universität innerhalb von 6 Monaten, nachdem der Erfinder das Gesuch 
eingereicht hat, darauf verzichtet, angemessene Massnahmen zur Verwertung der For-
schungsergebnisse zu treffen, kann der Erfinder verlangen, dass ihm das geistige Eigen-
tum oder die Verfügungsgewalt über die Rechte verliehen wird. 

Art. 10d b) Unternehmen (Unterstützung, Gründung, Beteiligung) 
1 Um die wissenschaftlichen Ergebnisse zu verwerten, kann die Universität die Grün-
dung von Unternehmen unterstützen und mit der Zustimmung des Staatsrats selber Un-
ternehmen gründen oder sich an Unternehmen beteiligen. 
2 Wenn Dritte ein Unternehmen gründen, das sich direkt auf die Forschung und die Ent-
wicklung an der Universität stützt, kann die Universität eine angemessene Beteiligung 
verlangen. 

Art. 11 Gleichberechtigung 
1 Frauen und Männer haben im Studium sowie bei Anstellungen und Ernennungen die 
gleichen Rechte und Pflichten. 
2 Die Universität fördert eine ausgewogene Vertretung der beiden Geschlechter innerhalb 
der Universitätsgemeinschaft. 

 
 

 

 

 

 

Art. 11a (neu) Akademische Grade und Titel  
1 Die akademischen Grade werden in den Statuten der Universität beschrieben. 
2 Unter akademischen Titeln versteht man die Bezeichnungen für die Inhaberinnen und 
Inhaber von akademischen Graden. 
3 Die akademischen Grade und Titel sind nach diesem Gesetz geschützt. 

Art. 11b (neu) Strafbestimmung 
1 Mit Haft oder Busse wird bestraft, wer: 

a) unberechtigterweise den Namen einer universitären Einrichtung verwendet; 

b) einen nach diesem Gesetz geschützten Titel trägt, ohne Inhaber des entsprechenden 
Grades zu sein. 

2 Das Gericht kann die Veröffentlichung des Urteils anordnen. 
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3 Die Verfolgung und die Beurteilung dieser Übertretungen werden durch die Strafpro-
zessordnung geregelt. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch.  
4 Die Bestimmungen des Strafgesetzbuchs zur Urkundenfälschung bleiben vorbehalten.  

Art. 11c (neu) Disziplinarmassnahmen 

Gegen Studierende oder Hörerinnen und Hörer, die gegen die Universitätsordnung ver-
stossen, ergreift das Rektorat die in den Universitätsstatuten vorgesehenen Disziplinar-
massnahmen.  

Art. 11d (neu) Dienstverhältnis des Personals  
 a) Allgemeines Dienstverhältnis  
1 Das Dienstverhältnis der an der Universität tätigen Personen wird durch die Gesetzge-
bung über das Staatspersonal geregelt.  
2 Um den Besonderheiten in Verbindung mit der Führung und Verwaltung der Universi-
tät Rechnung zu tragen, werden die folgenden Zuständigkeiten des Staatsrats durch das 
Rektorat ausgeübt:  

a) das Personalförderungssystem (Art. 19 StPG); 

b) die Förderung von Erfindungen und Vorschlägen des Personals (Art. 23 StPG); 

c) die Modalitäten der Ausschreibung offener Stellen (Art. 25 StPG). 
3 Die Universität erlässt das Reglement über das Dienstverhältnis des Personals, das vom 
Staatrat zu genehmigen ist.  

Art. 11e (neu) b) Personalbewirtschaftung  

Die Personalbewirtschaftung wird von einer Zentraleinheit der Universität wahrgenom-
men.  
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2. KAPITEL 

Universitätsgemeinschaft 

 
 

Art. 12 Mitglieder 

Die Universitätsgemeinschaft umfasst: 

a) die Professoren 1); 

b) die Lehrbeauftragten und die Privatdozenten; 

c) die wissenschaftlichen Mitarbeiter; 

d) die Studierenden und die Hörer; 

e) das administrative und technische Personal. 
1) Die Personenbezeichnungen in diesem Gesetz gelten ohne Unterschied für Frauen und Män-

ner. 

 
 

Art. 13 Universitäre Körperschaften 
a) Allgemeines 

1 Die Professoren, die wissenschaftlichen Mitarbeiter, die Studierenden und die Hörer 
sowie das administrative und technische Personal gehören von Rechts wegen zu der 
ihnen entsprechenden Körperschaft. 
2 Die Statuten der Universität regeln die Vertretung der Lehrbeauftragten und der Privat-
dozenten an den Versammlungen der Professorenschaft. 
3 Sie regeln ebenfalls den Status der Personen, die gleichzeitig mehreren Körperschaften 
angehören. 

 

Art. 14 b) Organisation und Aufgaben 
1 Innerhalb der von den Statuten der Universität gesetzten Grenzen kann sich jede Kör-
perschaft frei organisieren und einen Mitgliederbeitrag erheben. 
2 Die Körperschaften haben insbesondere die Aufgabe, an der Meinungsbildung zu wich-
tigen Fragen, die die Gesamtheit der Universität betreffen, mitzuwirken und die Interes-
sen ihrer Mitglieder innerhalb der Universitätsgemeinschaft wahrzunehmen. 

 

  

Art. 15 Nebenbeschäftigung 
1 Vollamtliche Mitarbeiter der Universität dürfen bezahlte oder zeitraubende Nebenbe-
schäftigungen nur mit einer schriftlichen Bewilligung des Rektorats und unter der Vo-
raussetzung ausüben, dass dadurch ihre Tätigkeit an der Universität nicht beeinträchtigt 
wird. 
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2 Bei einer andauernden umfangreichen Nebenbeschäftigung kann das Rektorat eine 
Herabsetzung des Beschäftigungsgrades an der Universität verlangen oder, wenn es 
nicht Anstellungsbehörde ist, bei der Direktion eine solche Herabsetzung beantragen. 
3 Wird bei der Nebenbeschäftigung die Infrastruktur der Universität beansprucht, so wird 
eine Gebühr im Verhältnis zur Benützung erhoben. 

A. Professorenschaft 
 

 

Art. 16 Zusammensetzung 

Die Professorenschaft umfasst die ordentlichen Professoren, die ausserordentlichen Pro-
fessoren und die assoziierten Professoren. 

 

 
Art. 16 Zusammensetzung  

Die Statuten der Universität legen die Kategorien der Professorenschaft fest und bestim-
men ihr Dienstverhältnis im Rahmen der Gesetzgebung über das Staatspersonal. 

 

Art. 17 Anstellung 
1 Die Mitglieder der Professorenschaft werden auf Antrag der Fakultät und nach Stel-
lungnahme des Rektorats von der Direktion angestellt. Dieser Entscheid bedarf der Ge-
nehmigung durch den Staatsrat. 
2 Das Abkommen zwischen den kirchlichen Behörden und dem Staat über die Theologi-
sche Fakultät bleibt vorbehalten. 

 Art. 17 Abs. 1 
1 Die Mitglieder der Professorenschaft werden vom Rektorat auf Antrag der Fakultät 
angestellt.  

 

Art. 18 Aufgaben 
1 Die Mitglieder der Professorenschaft lehren und betreiben Forschung. Sie können ver-
pflichtet werden, auch an einer anderen Hochschule zu unterrichten. 
2 Sie leiten die Arbeiten von Studierenden sowie die Doktorarbeiten, nehmen die in den 
Reglementen vorgesehenen Prüfungen ab, kümmern sich um die Ausbildung ihrer wis-
senschaftlichen Mitarbeiter und beteiligen sich an den Weiterbildungsveranstaltungen 
und Dienstleistungen. 
3 Sie übernehmen ebenfalls die administrativen Verantwortungen und die Aufgaben, die 
für den Betrieb der Universität notwendig sind. 

 
 

Art. 19 Beendigung des Dienstverhältnisses 
1 Das Dienstverhältnis der Mitglieder der Professorenschaft der Universität endet von 
Rechts wegen am Ende des akademischen Jahres, in dem sie das 65. Altersjahr erreicht 
haben. Der Vertrag kann einen späteren Zeitpunkt vorsehen; der vorgesehene Zeitpunkt 
darf aber nicht über dem 70. Altersjahr liegen. 
2 Die Mitglieder der Professorenschaft können ihren Rücktritt nur auf das Ende eines 
Semesters mit einer auf dem Dienstweg an die Direktion gerichteten Kündigung einrei-
chen. Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate. Besondere Abmachungen bleiben vor-
behalten. 

 Art. 19 Beendigung des Dienstverhältnisses 
1 Das Dienstverhältnis von Mitgliedern der Professorenschaft der Universität endet von 
Rechts wegen am Ende des akademischen Jahres, in dem sie das in der Gesetzgebung 
über das Staatspersonal festgelegte Altersjahr erreicht haben.  
2 Die Mitglieder der Professorenschaft und die ständigen wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter können ihren Rücktritt nur auf das Ende eines Semesters mit einer 
auf dem Dienstweg an die Anstellungsbehörde gerichteten Kündigung einreichen. Die 
Kündigungsfrist beträgt sechs Monate. Besondere Abmachungen bleiben vorbehalten. 
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B. Lehrbeauftragte und Privatdozenten   

Art. 20 Lehrbeauftragte 
1 Die Lehrbeauftragten werden vom Rektorat auf Antrag der Fakultät angestellt. 
2 Sie erfüllen die Lehraufträge, die ihnen von den Fakultäten anvertraut werden. Sie 
können mit der Abnahme von Prüfungen betraut werden. 
3 Auf Antrag der Fakultät und nach Stellungnahme des Rektorats und der Direktion kann 
der Staatsrat Lehrbeauftragten, die über die wissenschaftlichen und didaktischen Quali-
täten eines Universitätsprofessors verfügen, den Titel eines Titularprofessors verleihen 

 Art. 20 Abs. 3 und Abs. 4 (neu) 

 

 

3 Auf Antrag der Fakultät kann das Rektorat Lehrbeauftragten, die über die wissenschaft-
lichen und didaktischen Qualitäten eines Universitätsprofessors verfügen, den Titel eines 
Titularprofessors verleihen. 
4 Die Statuten der Universität legen die Kategorien der Lehrbeauftragten fest und 
bestimmen ihr Dienstverhältnis im Rahmen der Gesetzgebung über das Staatspersonal. 

 

Art. 21 Privatdozenten 

Die Statuten der Universität regeln die Rechte und Pflichten der Personen, denen eine 
Fakultät aufgrund eines Habilitationsverfahrens das Recht zu lesen verliehen hat. 

  

C. Wissenschaftliche Mitarbeiter 
 

 

Art. 22 Aufgaben und Status 
1 Die wissenschaftlichen Mitarbeiter unterstützen die Professorenschaft bei der Betreu-
ung der Studierenden und in der Lehre; sie betreiben Forschung. 
2 Die Statuten der Universität legen die Kategorien der wissenschaftlichen Mitarbeiter 
fest und bestimmen ihr Dienstverhältnis im Rahmen der Gesetzgebung über das Staats-
personal. 

 

 

Art. 23 Anstellung 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter werden auf Antrag ihres zukünftigen Vorgesetzten 
und nach Stellungnahme des Dekans vom Rektorat angestellt; sind sie für eine regelmäs-
sige Lehrtätigkeit vorgesehen, so muss der Antrag zudem von der Fakultät genehmigt 
werden.. 
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D. Studierende und Hörer  
 

 

Art. 24 Zulassung 
1 Zur Teilnahme am Unterricht der Universität sind die Studierenden und die Hörer zu-
gelassen, die die im Reglement festgelegten Voraussetzungen erfüllen. 
2 Die Zulassung von Studierenden und Hörern kann ausnahmsweise für bestimmte Lehr-
gebiete eingeschränkt werden, soweit: 

a) dies die Aufnahmefähigkeit der Universität erfordert, oder 

b) ab einer bestimmten Anzahl von Studierenden keine Gewähr mehr besteht, dass ein 
Studium, das an dieser Universität nicht abgeschlossen werden kann, an einer ande-
ren schweizerischen Universität fortgesetzt werden kann. 

3 Der Staatsrat kann eine solche Massnahme von Jahr zu Jahr treffen und das Vorgehen 
für die Auswahl unter den Studienanwärtern unter Berücksichtigung der interuniversitä-
ren Koordination festlegen; in jedem Fall hört er die Universität an. Bei der Auswahl 
wird die Eignung der Studienanwärter zum Studium in den betreffenden Fächern berück-
sichtigt. Die Studienanwärter können zur Entrichtung eines angemessenen Beitrags an 
die Kosten der Organisation und Durchführung der Selektionsmassnahme verpflichtet 
werden. 

 
Art. 24 Abs. 4 (neu) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
4 Bei Zulassungsbeschränkungen können für ausländische Studienanwärterinnen und 
Studienanwärter besondere Zulassungsbedingungen festgelegt werden, insbesondere 
betreffend Wohnsitz, Ausländerstatus und Vorbildungsausweis. Der Staatsrat regelt das 
Nähere durch Verordnung.  

 

Art. 25 Gebühren 
1 Der Staatsrat legt die Universitätsgebühren fest. 
2 Er kann dabei namentlich den ausserkantonalen Wohnsitz der Studierenden berücksich-
tigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 25 

Aufgehoben 
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E. Administratives und technisches Personal 
 

 

Art. 26 Anstellung 

Das administrative und technische Personal wird vom Rektorat angestellt, mit Ausnahme 
jener Fälle, in denen die Gesetzgebung über das Staatspersonal diese Kompetenz dem 
Staatsrat vorbehält. 

 

 
 

3. KAPITEL 

Organisation 

 Überschrift des 3. Kapitels  

Organisation der Universität und ihrer Fakultäten  

Art. 27 Allgemeines 
1 Die Universität umfasst: 

a) die zentralen Organe, die die Leitung der Institution sowie die Beziehungen zum 
Staat und zu den anderen Hochschulen sicherstellen, und 

b) die Fakultäten als massgebliche Lehr- und Forschungseinheiten. 

 
2 Mit Ausnahme des administrativen und technischen Personals, das den zentralen Diens-
ten untersteht, gehört jedes Mitglied der Universitätsgemeinschaft mindestens einer 
Fakultät an. 

 

 Art. 27 Abs. 1 und 1bis neu 
1 Die Universität, die von den zentralen Organen geführt wird, besteht aus Fakultäten, die 
in wissenschaftliche und administrative Organisationseinheiten unterteilt sind. Darunter 
können sich auch interfakultäre Einheiten befinden.  
1bis Die Fakultäten befassen sich mit kohärenten Forschungs- und Lehrgebieten.  

Art. 28 Mitbestimmung 
1 In den ständigen Kollegialorganen und Kommissionen, die in Anwendung dieses Ge-
setzes geschaffen werden, haben Vertreter der Körperschaften der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und der Studierenden das Recht, an den Sitzungen mit beschliessender oder 
beratender Stimme teilzunehmen. 
2 Dies gilt auch für Angehörige des administrativen und technischen Personals in Kom-
missionen, die sie betreffende Fragen behandeln. 
3 Soweit  dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, regeln die Statuten der Universität diese 
Mitbestimmung im Einzelnen. 
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Art. 29 Genehmigungen 
1 Der Genehmigung des Staatsrats bedürfen: 

a) die Statuten der Universität; 

b) die Reglemente über die Zulassung zur Universität; 

c) die Schaffung oder Aufhebung von Lehr- und Forschungseinheiten, und 

d) die Wahl des Rektors. 
2 Der Genehmigung der Direktion bedürfen: 

a) die Statuten der Fakultäten; 

b) die Statuten der Lehr- und Forschungseinheiten, und  

c) die Reglemente über die Verleihung von akademischen Graden. 

 

 Art. 29 Abs. 1 Bst. b, c und Abs. 2 Bst. b 

[1 Der Genehmigung des Staatsrats bedürfen:]  

b) die Reglemente über die Zulassung zur Universität sowie die Reglemente über das 
Personal und die Finanzen; 

c) die Schaffung oder Aufhebung von Fakultäten; und  

[2 Der Genehmigung der Direktion bedürfen:] 

b) Aufgehoben. 

 

A. Zentrale Organe 
 

 

Art. 30 Grundsatz 

Die zentralen Organe sind der Senat, das Rektorat, die Plenarversammlung und die 
Rekurskommission. 

 Art. 30  Organe 
1 Die zentralen Organe sind der Senat, das Rektorat, die Plenarversammlung und die 
Rekurskommission der Universität. 
2 Der Fakultätsrat und der Dekan sind die Organe jeder Fakultät. 

 

A. Zentrale Organe 

Art. 31 Senat 
a) Zusammensetzung 

1 Der Senat besteht aus sechzehn Mitgliedern; acht werden vom Staat und acht von der 
Universitätsgemeinschaft bezeichnet. 
2 Die vom Staat bezeichneten Mitglieder werden von ausserhalb der Universität für vier 
Jahre gewählt. Vier von ihnen werden vom Grossen Rat und vier vom Staatsrat gewählt. 
Alle werden aufgrund ihrer Fähigkeiten im wissenschaftlichen, kulturellen, wirtschaftli-
chen oder sozialen Bereich ausgewählt. Mindestens zwei von ihnen kommen von aus-
serhalb des Kantons. 
3 Die Universitätsgemeinschaft wird durch vier Professoren, zwei wissenschaftliche 
Mitarbeiter und zwei Studierende vertreten; sie werden nach den Modalitäten, die in den 
Statuten der Universität festgelegt werden, gewählt. 

 

 
Art. 31 Abs. 1, 2 und 3 

1 Der Senat besteht aus elf Mitgliedern; sechs werden vom Staat und fünf von der Uni-
versitätsgemeinschaft bezeichnet. 
2 Die vom Staat bezeichneten Mitglieder werden von ausserhalb der Universität für vier 
Jahre gewählt. Drei von ihnen werden vom Grossen Rat und die drei übrigen vom Staats-
rat gewählt. Alle werden aufgrund ihrer Fähigkeiten im wissenschaftlichen, kulturellen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Bereich ausgewählt. Mindestens eines von ihnen kommt 
von ausserhalb des Kantons. 
3 Die Universitätsgemeinschaft wird durch zwei Professoren, einem wissenschaftlichen 
Mitarbeiter, einem Studierenden und einem Mitglied des administrativen und techni-
schen Personals vertreten; sie werden nach den Modalitäten, die in den Statuten der Uni-
versität festgelegt werden, gewählt. 
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4 Der Direktionsvorsteher kann an den Sitzungen teilnehmen; er kann sich vom Vorste-
her des für Universitätsfragen zuständigen Amts 1) begleiten oder vertreten lassen. 
5 Der Rektor nimmt an den Sitzungen teil; die Vizerektoren können ebenfalls daran teil-
nehmen. 
6 Die Mitglieder des Senats können nur zweimal wiedergewählt werden. 

1) Heute: Amt für Universitätsfragen. 

 

Art Art. 32 b) Organisation 
1 Der Senat konstituiert sich selbst. Er bestimmt einen Präsidenten und einen Vizepräsi-
denten; einer von ihnen gehört zu den vom Staat bezeichneten Mitgliedern, der andere zu 
den Vertretern der Universitätsgemeinschaft. 
2 Der Senat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Be-
schlüsse werden mit der Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst; bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Präsident. 
3 Der Senat setzt zur Vorbereitung der Beratungen ein Büro ein. Der Rektor nimmt an 
den Sitzungen des Büros teil. 

 

 
 

Art. 33 c) Kompetenzen und Aufgaben 
1 Der Senat ist das beschliessende Organ der Universität. Er hat folgende Kompetenzen 
und Aufgaben: 

a) Er erlässt die Statuten der Universität und die Reglemente und Vereinbarungen, die 
die gesamte Universität betreffen. 

b) Er genehmigt unter Vorbehalt der Zuständigkeiten des Kantons und des Bundes die 
vom Rektorat ausgearbeiteten Schriftstücke zur Festlegung der allgemeinen Politik 
und des Entwicklungskonzepts der Universität. 

c) Er genehmigt die Statuten der Fakultäten. 

d) Er genehmigt die Statuten der universitären Körperschaften. 

e) Er wählt den Rektor auf Antrag der Plenarversammlung. 

f) Er wählt die Vizerektoren auf Antrag des Rektors sowie die Beisitzer und Ersatzbei-
sitzer der Rekurskommission. 

g) Er gewährleistet die akademische Freiheit. 

h) Er nimmt zuhanden der Direktion und des Staatsrates Stellung zu dem vom Rektorat 
beantragten Globalbudget und zum Leistungsauftrag sowie zum Budget und zur 
Rechnung der Universität. 

 
Art. 33 c) Kompetenzen und Aufgaben 

Der Senat ist das oberste beschliessende Organ der Universität. Er hat folgende Befug-
nisse: 

a) strategische und qualitative Kompetenzen und Aufgaben 

– Er genehmigt unter Vorbehalt der Zuständigkeiten des Kantons und des Bundes die 
vom Rektorat ausgearbeiteten Schriftstücke zur Festlegung der allgemeinen Politik 
und des Entwicklungskonzepts der Universität.  

– Er gibt zuhanden des Rektorats Empfehlungen ab zu allen Fragen, die für die Uni-
versität von allgemeinem Interesse sind.  

– Im Einvernehmen mit dem Rektorat unterzieht er regelmässig die allgemeine Poli-
tik, die Tätigkeit, die Vorlesungen und Kurse sowie den Betrieb der Universität 
ganz oder teilweise einer Evaluation. 

– Er heisst den Jahresbericht des Rektorats gut. 

– Er gewährleistet die akademische Freiheit. 

b) finanzielle Kompetenzen und Aufgaben 

– Er nimmt zuhanden der Direktion und des Staatsrats Stellung zu dem vom Rektorat 
beantragten Globalbudget und zur Zielvereinbarung sowie zum jährlichen Budget 
und zur Jahresrechnung der Universität. 
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i) Er heisst den Jahresbericht des Rektorats gut. 

j) Er gibt zuhanden des Rektorats Empfehlungen ab zu allen Fragen, die für die Uni-
versität von allgemeinem Interesse sind. 

2 Im Einvernehmen mit dem Rektorat unterzieht der Senat periodisch die allgemeine 
Politik, die Tätigkeit, die Vorlesungen und Kurse sowie den Betrieb der Universität ganz 
oder teilweise einer Evaluation. 

 

c) gesetzgeberische Kompetenzen und Aufgaben  

– Er erlässt die Statuten der Universität und die Reglemente und Vereinbarungen, die 
die gesamte Universität betreffen.  

– Er genehmigt die Statuten der Lehr- und Forschungseinheiten sowie der universitä-
ren Körperschaften.  

d) Wahlkompetenzen und -aufgaben 

– Er wählt den Rektor auf Antrag der Plenarversammlung. 

– Er wählt die Vizerektoren auf Antrag des Rektors sowie die Beisitzer und Ersatz-
beisitzer der Rekurskommission. 

 

Art. 34 Rektorat 
a) Zusammensetzung 

1 Dem Rektorat gehören der Rektor und zwei bis vier Vizerektoren an. Die Statuten der 
Universität bestimmen die Anzahl der Vizerektoren. 
2 In der Regel wird der Rektor aus der Professorenschaft gewählt. Er wird für vier Jahre 
gewählt und ist wiederwählbar. Er wird von seinen Lehr- und Forschungsaufgaben voll-
ständig oder teilweise befreit. 
3 In der Regel werden die Vizerektoren aus der Professorenschaft gewählt. Sie werden 
für vier Jahre gewählt und können nur einmal wiedergewählt werden. Sie werden teil-
weise von ihren Lehr- und Forschungsaufgaben befreit. 

 

 Art. 34 Abs. 2 und 3 

 

 

2 In der Regel wird der Rektor aus der Professorenschaft gewählt. Er wird für fünf Jahre 
gewählt und ist wiederwählbar. Er wird von seinen Lehr- und Forschungsaufgaben voll-
ständig oder teilweise befreit. 
3 In der Regel werden die Vizerektoren aus der Professorenschaft gewählt. Sie werden 
für fünf Jahre gewählt und können nur einmal wiedergewählt werden. Sie werden teil-
weise von ihren Lehr- und Forschungsaufgaben befreit. 

Art. 35 b) Kompetenzen und Aufgaben 
1 Das Rektorat ist das leitende und vollziehende Organ der Universität. 
2 Es hat folgende Kompetenzen und Aufgaben: 

a) Es beantragt dem Senat die Statuten der Universität sowie die Reglemente und Ver-
einbarungen, die die gesamte Universität betreffen. 

b) Es ist verantwortlich für die Ausarbeitung der allgemeinen Politik der Universität 
und ihres Entwicklungskonzepts, insbesondere der Mehrjahresplanung; es fördert die 
Koordination mit den anderen Lehr- und Forschungseinrichtungen. 

c) Es nimmt zuhanden des Senats Stellung zu den Statuten der Fakultäten und der uni-
versitären Körperschaften. 

d) Es genehmigt die von den Fakultäten ausgearbeiteten Reglemente. 

e) Es sorgt dafür, dass alle Stellen, deren Inhaber ernannt werden können, insbesondere 
diejenigen der Professorenschaft und der wissenschaftlichen Mitarbeiter, in Überein-
stimmung mit der allgemeinen Politik der Universität und ihrem Entwicklungskon-
zept geschaffen, aufgehoben oder wiederbesetzt werden. 

 
Art. 35 b) Kompetenzen und Aufgaben 
1 Das Rektorat ist das leitende und vollziehende Organ der Universität. Es hat folgende 
Kompetenzen und Aufgaben: 

a) strategische und qualitative Kompetenzen und Aufgaben 

– Es ist verantwortlich für die Ausarbeitung der allgemeinen Politik der Universität 
und ihres Entwicklungskonzepts, insbesondere der Mehrjahresplanung.  

– Es fördert die Koordination mit den anderen Lehr- und Forschungseinrichtungen. 

– Es genehmigt die Unterrichtsprogramme und entscheidet über die Schaffung, die 
Aufhebung sowie die Besetzung sämtlicher Stellen der Professorenschaft und der 
ständigen wissenschaftlichen Mitarbeiter, dies in Übereinstimmung mit der allge-
meinen Politik der Universität und ihrem Entwicklungskonzept. 

– Es gewährleistet die Koordination von Lehre und Forschung innerhalb der Univer-
sität und erlässt Reglemente über interfakultäre Studien. 

– Es organisiert im Einvernehmen mit den Fakultäten die Qualitätskontrolle in Lehre 
und Forschung und übermittelt dem Senat einen Bericht. 
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f) Es gewährleistet die Koordination von Lehre und Forschung innerhalb der Universi-
tät und erlässt Reglemente über interfakultäre Studien. 

g) Es organisiert im Einvernehmen mit den Fakultäten die Qualitätskontrolle in Lehre 
und Forschung und übermittelt dem Senat einen Bericht. 

h) Es arbeitet den Antrag für das Globalbudget und für den Leistungsauftrag sowie das 
Budget der Universität aus; dabei berücksichtigt es die Anträge der Fakultäten und 
verständigt sich mit den zuständigen Dienststellen des Staates. 

i) Es gewährleistet die Verwaltung des Rechnungs- und Personalwesens der Universität 
und die zweckmässige Benützung ihrer Räumlichkeiten und Einrichtungen. 

j) Es erlässt die Richtlinien zur zentralen Verwaltung der Universität und der ihm un-
terstehenden Dienste und Kommissionen. 

k) Es prüft zusammen mit den zuständigen Dienststellen des Staates die Projekte für 
den Bau und die Instandstellung der Universitätsgebäude. 

l) Es beantragt den Organen der Universität und der Fakultäten alle im Interesse der 
Universität liegenden Massnahmen. 

m) Es entscheidet bei Konflikten zwischen Fakultäten, unter Vorbehalt der Beschwerde 
an den Staatsrat. 

n) Es sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung an der Universität und ergreift die 
Disziplinarmassnahmen nach den Statuten der Universität. 

o) Es sorgt für die Anwendung des Gesetzes, der Statuten und der Reglemente an der 
Universität. 

p) Es stellt der Direktion den Jahresbericht zuhanden des Staatsrats zu. 

3 Das Rektorat kann ständige oder temporäre Kommissionen beiziehen. 

– Es pflegt die Beziehungen zum Staat und zu übrigen Hochschulen.  

b) finanzielle Kompetenzen und Aufgaben  

– Es handelt die Zielvereinbarung aus und erarbeitet den Antrag für das Globalbudget 
sowie das jährliche Budget und die Jahresrechnung der Universität. 

– Es entscheidet über die Verwendung des Fonds zur Innovations- und Entwicklungs-
förderung.  

c) gesetzgeberische Kompetenzen und Aufgaben 

– Es beantragt dem Senat die Statuten der Universität sowie die Reglemente und Ver-
einbarungen, die die gesamte Universität betreffen. 

– Es nimmt zuhanden des Senats Stellung zu den Statuten der Fakultäten und der 
universitären Körperschaften. 

– Es erlässt die Richtlinien zur zentralen Verwaltung der Universität und der ihm 
unterstehenden Dienste und Kommissionen. 

d) exekutive Kompetenzen und Aufgaben 

– Es beantragt den Organen der Universität und der Fakultäten alle im Interesse der 
Universität liegenden Massnahmen.  

– Es entscheidet bei Konflikten zwischen Fakultäten, unter Vorbehalt der Beschwerde 
an den Staatsrat.  

– Es sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung an der Universität und ergreift die 
in den Statuten der Universität vorgesehenen Disziplinarmassnahmen.  

– Es sorgt für die Anwendung des Gesetzes, der Statuten und der Reglemente an der 
Universität.  

e) administrative Kompetenzen und Aufgaben 

– Es gewährleistet die Personalführung sowie die Budget- und Rechnungsführung der 
Universität und die zweckmässige Nutzung ihrer Räumlichkeiten und Einrichtun-
gen.  

– Es prüft zusammen mit den zuständigen Dienststellen des Staates die Projekte für 
den Bau und die Instandstellung der Universitätsgebäude.  

2 Das Rektorat ist zudem zuständig für alle Entscheide zum Betrieb der Universität, die 
das Gesetz oder das Ausführungsreglement nicht einem anderen Organ überträgt oder die 
das Rektorat nicht einem anderen Organ delegiert hat. 
3 Das Rektorat kann ständige oder temporäre Kommissionen beiziehen. 
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Art. 36 c) Rektor 
1 Der Rektor leitet und präsidiert das Rektorat; er führt dessen Beschlüsse aus und erle-
digt die laufenden Geschäfte. 
2 Er sorgt für einen guten Betrieb der Universität und ergreift alle dazu erforderlichen 
Massnahmen und Initiativen. 
3 Er vertritt die Universität im Rahmen des Gesetzes und der Statuten; er kann sich ver-
treten lassen. 
4 Er leitet die zentrale Verwaltung der Universität. 

 

 Art. 36 Abs. 1 
1 Der Rektor leitet und präsidiert das Rektorat; er sorgt für die Ausführung der Rekto-
ratsbeschlüsse und erledigt die laufenden Geschäfte.  

 

Art. 37 d) Vizerektoren 
1 Die Vizerektoren arbeiten mit dem Rektor zusammen für einen guten Betrieb der Uni-
versität. 
2 Sie sind verantwortlich für die Aufgaben, die ihnen vom Rektorat zugeteilt werden. 

 
 

Art. 38 e) Zentrale Verwaltung 

Die zentrale Verwaltung führt die Aufgaben aus, die ihr vom Rektor oder von den von 
ihm bezeichneten Personen übertragen werden. 

 

 Art. 38 e) Zentrale Verwaltung  

Die zentrale Verwaltung, die rationell, effizient und transparent organisiert sein soll, 
führt die Aufgaben aus, die ihr vom Rektorat, vom Rektor oder von den von ihm be-
zeichneten Personen übertragen werden.  

 

Art. 39 Plenarversammlung 
1 Die Plenarversammlung wird einberufen, um dem Senat einen Antrag für die Ernen-
nung des Rektors zu stellen. 
2 Sie setzt sich zusammen aus den Mitgliedern der Professorenschaft; ferner gehören ihr 
je Fakultät zwei Vertreter der Körperschaft der wissenschaftlichen Mitarbeiter, zwei 
Vertreter der Studierenden und ein Vertreter des administrativen und technischen Perso-
nals an; diese Vertreter werden nach den in den Statuten der Universität festgelegten 
Verfahrensregeln gewählt. 

 

3 Die Plenarversammlung wird vom Präsidenten der Versammlung der Professoren oder, 
wenn dies nicht möglich ist, vom ältesten Dekan präsidiert. Diese Person trifft die zur 
Einberufung der Plenarversammlung notwendigen Massnahmen. 

 

 Art. 39 Abs. 2 

 

2 Sie setzt sich zusammen aus Mitgliedern der Professorenschaft; ferner nehmen je Fa-
kultät zwei Vertreter der Körperschaft der wissenschaftlichen Mitarbeiter, zwei Vertreter 
der Studierenden und ein Vertreter des administrativen und technischen Personals an 
sowie fünf Vertreter des administrativen und technischen Personals der zentralen Dienste 
an der Plenarversammlung teil. Diese Vertreter werden nach den in den Statuten der 
Universität festgelegten Verfahrensregeln gewählt.  
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Art. 40 Rekurskommission 
a) Zusammensetzung 

1 Die Rekurskommission setzt sich aus einem Präsidenten, einem Stellvertreter des Präsi-
denten, sechs Beisitzern und sechs Ersatzbeisitzern zusammen; ihre Wahl wird in einem 
Spezialgesetz geregelt. 

 
2 Der Präsident und sein Stellvertreter sind Mitglieder der Justiz. 
3 Zwei Beisitzer und zwei Ersatzbeisitzer werden aus der Professorenschaft, zwei Beisitzer 
und zwei Ersatzbeisitzer werden aus den wissenschaftlichen Mitarbeitern und zwei Beisit-
zer und zwei Ersatzbeisitzer werden aus den Studierenden gewählt. Der Senat schlägt die 
Bewerbungen vor, nachdem er die jeweiligen Körperschaften angehört hat. 

 

 Art. 40 Abs. 1 

1 Die Rekurskommission besteht aus einem Präsidenten, einem Stellvertreter des Präsi-
denten, sechs Beisitzern und sechs Ersatzbeisitzern. Die Wahl des Präsidenten und seines 
Stellvertreters wird in einem Spezialgesetz geregelt. Die übrigen Mitglieder werden nach 
Artikel 33 Abs. 1 Bst. d gewählt. 

 

Art. 41 b) Kompetenzen 
1 Die Rekurskommission entscheidet über Beschwerden von Personen, die durch einen 
letztinstanzlichen Entscheid des Rektorats, einer Fakultät, einer anderen Lehr- und For-
schungseinheit oder einer universitären Kommission in ihren Interessen betroffen wer-
den; die Gesetzgebung über das Dienstverhältnis des Staatspersonals bleibt vorbehalten. 
2 Die Statuten der Universität können der Rekurskommission weitere Kompetenzen er-
teilen. 
3 Gegen Entscheide der Rekurskommission kann Beschwerde an das Kantonsgericht 
erhoben werden. 

 

 
 

Art. 42 c) Arbeitsweise 
1 Die Rekurskommission ist in der Ausübung ihrer Befugnisse unabhängig. 
2 Sie untersteht der Aufsicht des Justizrates und erstattet dieser Behörde jährlich Bericht 
gemäss der Spezialgesetzgebung. 
3 Die Statuten der Universität und ein besonderes Reglement legen die Organisation und 
die Arbeitsweise der Kommission im Einzelnen fest. 
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B. Fakultäten 
 

 

Art. 43 Zuständigkeit und Aufgaben 
1 Die Fakultäten sind für Lehre und Forschung verantwortlich. Sie sorgen für den aka-
demischen Nachwuchs. 

 
2 Die Statuten der Universität bezeichnen die Fakultäten. Sie können vorsehen, dass ein 
wissenschaftliches Gebiet auf mehrere Fakultäten aufgeteilt wird. 

3 Unter Vorbehalt der Erfordernisse der allgemeinen Politik der Universität und des 
Entwicklungskonzepts, insbesondere auf dem Gebiet der Koordination innerhalb der 
Universität und mit anderen Universitäten, sind die Fakultäten zuständig für: 

a) die Festlegung der Lehrprogramme, und 

b) die Verleihung von akademischen Graden und den Erlass von Reglementen über die 
Erlangung dieser Grade. 

4 Sie können den Titel eines Ehrendoktors verleihen. 
5 Das Abkommen zwischen den kirchlichen Behörden und dem Staat über die Theologi-
sche Fakultät bleibt vorbehalten. 

 Art. 43 Abs. 1, 3 und 3bis (neu) 
1 Die Fakultäten sind verantwortlich für Lehre und Forschung, die sie in dem von den 
zentralen Organen der Universität vorgegebenen Rahmen organisieren. Sie sorgen für 
den akademischen Nachwuchs.  

 

3 Unter Berücksichtigung der Erfordernisse der allgemeinen Politik der Universität und 
des Entwicklungskonzepts, insbesondere auf dem Gebiet der Koordination innerhalb der 
Universität und mit anderen Universitäten, bieten die Fakultäten die Unterrichtspro-
gramme an. 
3bis(neu) Sie verleihen die akademischen Grade und erlassen Reglemente über die Erlan-
gung dieser Grade.  

 

Art. 44 Organisation 
a) Allgemeines 

1 Die Fakultäten sind innerhalb der Universität und im Rahmen des Gesetzes und der 
Statuten der Universität autonom. 
2 In Belangen, die in den Zuständigkeitsbereich der zentralen Organe fallen, aber eine 
Fakultät besonders betreffen, hat diese das Recht, angehört zu werden. 
3 Die Beziehungen der Fakultäten zum Staat werden über das Rektorat abgewickelt. 

 Art. 44 Abs. 1 und 2 

1 Jede Fakultät verfügt über einen Fakultätsrat und einen Dekan. 

2 In Belangen, die in den Zuständigkeitsbereich der zentralen Organe fallen, aber eine 
Fakultät besonders betreffen, wird diese angehört. 

 

Art. 45 b) Fakultätsrat 
1 Der Fakultätsrat besteht aus den Mitgliedern der Professorenschaft oder deren Vertre-
tern und aus Vertretern der Körperschaften der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der 
Studierenden; die Lehrbeauftragten, die Privatdozenten und die Vertreter des administra-
tiven und technischen Personals können eingeladen werden, an den Sitzungen mit bera-
tender Stimme teilzunehmen. 
2 Der Fakultätsrat: 

a) erlässt die Statuten und Reglemente der Fakultät; 

b) gewährleistet die Qualität von Lehre und Forschung nach den Weisungen des Rekto-
rats; 

 
Art. 45 Abs. 2 Bst. c 

[2 Der Fakultätsrat;] 
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c) wählt den Dekan, und 

d) übt die anderen Befugnisse aus, die ihm durch die Statuten der Universität und der 
Fakultät übertragen werden. 

c) schlägt den Dekan vor;  

 

Art. 46 c) Dekan 
1 Der Dekan der Fakultät wird aus den Mitgliedern der Professorenschaft der Fakultät 
gewählt. Er wird für mindestens zwei Jahre gewählt und ist wiederwählbar. Er wird von 
seinen Lehr- und Forschungsaufgaben teilweise befreit. 
2 Der Dekan ist das leitende und vollziehende Organ der Fakultät, unter Vorbehalt der 
Zuständigkeit der zentralen Organe; bei Bedarf wird er durch einen Dekanatsrat und 
einen Fakultätsverwalter unterstützt. 

3 Der Dekan: 

a) präsidiert den Fakultätsrat, führt dessen Beschlüsse aus und erledigt die laufenden 
Geschäfte; 

b) vertritt die Fakultät im Rahmen des Gesetzes und der Statuten; er kann sich vertreten 
lassen; 

c) steht für alle Belange der Fakultät mit dem Rektorat in Verbindung, und 

d) übt die anderen Befugnisse aus, die ihm durch die Statuten und Reglemente übertra-
gen werden. 

 

 
Art. 46 Abs. 1 und Abs. 3 Bst. a 
1 Der Dekan der Fakultät wird aus den Mitgliedern der Professorenschaft der Fakultät 
gewählt. Er wird vom Rektor auf Vorschlag der Fakultät für vier Jahre gewählt und ist 
wiederwählbar. Er wird teilweise von seinen Lehr- und Forschungsaufgaben befreit. 

[3 Der Dekan:] 

a) präsidiert und leitet den Fakultätsrat, sorgt für die Ausführung der Ratsbeschlüs-
se, trifft die Entscheide, die in seine Zuständigkeit fallen, und erledigt die laufenden Ge-
schäfte; 

Art. 46a (neu) Konferenz der Dekane 

Der Rektor beruft regelmässig die Konferenz der Dekane ein. 

 

Art. 47 Abtretung von Kompetenzen 
1 Unter Vorbehalt der Zuständigkeit der zentralen Organe und der notwendigen Geneh-
migungen können die Fakultäten Lehr- und Forschungseinheiten wie Abteilungen, De-
partemente und Institute bilden, denen sie einen Teil ihrer Kompetenzen abtreten. 
2 Die Organisation dieser Einheiten wird durch die Statuten der Universität und der Fa-
kultäten geregelt; die Vorschriften dieses Gesetzes über die Organisation der Fakultäten 
gelten sinngemäss. 
3 Eine Lehr- und Forschungseinheit kann gleichzeitig mehreren Fakultäten angehören. 

 

 Art. 47 Abs. 4 (neu) 

4 Der Staatsrat kann ein Institut ausnahmsweise mit eigener öffentlich-rechtlicher Rechts-
persönlichkeit ausstatten und die Besonderheiten seiner Stellung festlegen, wenn der 
Zweck, die Aufgaben oder die Finanzierung des Instituts dies rechtfertigen. 
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Art. 47a (neu) Assoziierte Institute  
1 Die Universität kann mit einem externen wissenschaftlichen Institut eine Assoziie-
rungsvereinbarung abschliessen, sofern es sich um ein Institut auf Universitätsebene 
handelt und es keinen Erwerbszweck verfolgt. 
2 In der Vereinbarung werden die allgemeinen Bestimmungen für die Stellung des assozi-
ierten Instituts festgelegt, wobei zumindest die jährliche Rechnungskontrolle, die Unter-
stellung unter die Qualitätssicherungsverfahren der Universität und die Einbindung des 
angegliederten Instituts in die strategische Planung.  
3 Hat die Vereinbarung Auswirkungen auf die kantonalen Beiträge an die Finanzierung 
der Universität, so wird sie vom Staatsrat genehmigt. 

 

4. KAPITEL 

Schlussbestimmungen 

 
 

Art. 48 Aufhebung bisherigen Rechts 

Es werden aufgehoben: 

a) das Gesetz vom 1. Dezember 1899 betreffend die Organisation der Universität (SGF 
430.1); 

b) das Gesetz vom 27. November 1970 zur Ergänzung und Abänderung des Gesetzes 
vom 1. Dezember 1899 über die Organisation der Universität (SGF 430.1a). 

 

  

Art. 49 Änderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 22. Mai 1975 über das Dienstverhältnis des Staatspersonals (SGF 
122.70.1) wird wie folgt geändert: 

 ... 

  

Art. 50 Einsetzung des Senats 

... 1) 

1) Übergangsbestimmung, die gegenstandslos geworden ist und die hier nicht wiedergegeben 
wird. 
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Art. 51 Statuten und Reglemente 
1 Die universitären Organe erlassen die Statuten und Reglemente, die zum Vollzug die-
ses Gesetzes notwendig sind. 
2 Soweit die geltenden Statuten und Reglemente der Universität und der Fakultäten dem 
vorliegenden Gesetz nicht widersprechen, bleiben sie in Kraft. 
3 Die Statuten der Universität werden dem vorliegenden Gesetz innert zwei Jahren nach 
seinem Inkrafttreten angepasst; die übrigen Statuten und Reglemente werden spätestens 
zwei Jahre nach dem Inkrafttreten der revidierten Statuten dem Gesetz angepasst. 

 

  

Art. 52 Vollzug und Inkrafttreten 

Der Staatsrat wird mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt. Er bestimmt den Zeit-
punkt des Inkrafttretens. 1) 

1) Datum des Inkrafttretens: 1. April 1998 (StRB 17.3.1998). 

 

  

 


